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2. Jahrgang.

Die Ratifizierung des ruſſiſchen
Friedensvertrages.

Der Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Oeſter
reich Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Ru ß
land anderſeits ſowie der deutſch ruſſiſche Zuſatzvertrag zu
dem Vertrage und die Vorlage betreffend den Friedensvertrag
zwiſchen Deutſchland und Finnland hat die Zuſtimmung
des Bundesrates gefunden.

Auch aus Moskau kommt die Nachricht, daß der dort
tagende Kongreß der Sowjets mit überwiegender Mehrheit
die Anerkennung des mit den Mittelmächten abgeſchloſ
ſenen Friedens beſchloſſen hat. Es ſeien bereits Ver-
treter des Sowjets von Moskau auf der Fahrt, um die Rati-
fizierung des Friedens zu vollziehen.

Gegen die Abtretung von Minfſk an Polen erläßt das
weiß-rutheniſche Volkskomitee einen Aufruf, der
auch dem Reichskanzler übermittelt werden wird. Jn dem
Aufruf heißt es: Die geſchichtlichen und ethnographiſchen
Grenzen des Vaterlandes des weißrutheniſchen Volkes reichen
öſtlich bis vor Smolenſk, umfaſſen nördlich das mittlere
Dünatal, weſtlich den bei weitem größten Teil der Gouver-
nements Grodno und Wilna einſchließlich der gleichnamigen
Hauptſtädte, ſowie Bialyſtok und Breſt-Litowſk; im Süden
fallen ſie mit der Grenzlinie der Gouvernements Grodno und
Minſk zuſammen. Wir erheben den entſchiedenſten Ein
ſpruch gegen das Beftreben der Nachbarvölker, jene Ge-
biete als herrenloſes Land zu betrachten. Jndem wir eine
ſtaatliche Annäherung an unſere litauiſchen und baltiſchen
Nachbarn freundlich begrüßen würden, proteſtieren wir ent

ſchieden die ungerechten Anſprüche auf Wilna und einen
großen Teil des Gouvernements Wilna und Grodno. Dieſe
Fragen können nur auf Grund beiderſeitiger Verſtändigung
endgültig gelöſt werden. Alle Anſprüche der Polen auf Lan-
desteile der Gouvernements Grodno und Wilna weiſen wir
als unberechtigte Annexionsgelüſte unbedingt zurück. Wir
ſtreben nach ſelbſtändigem ſtaatlichen Leben und ſehen deſſen
Verwirklichung nur in einer Anlehnung an die abendländiſchen
Kultur und ihren Vertreter, das mächtige Deutſche Reich.

Die Bukareſter Friedensverhandlungen
unterbrochen.

Der vumäniſche erſte Delegierte der Friedenskonferenz
Argetojanu iſt am Donnerstag verabredungsgemäß von Jaſſy
nach Bukareſt zurückgekehrt. Er hat den Delegierten der Zen-
tralmächte mitgeteilt, das Miniſterium Nverescu hat aus

inner politiſchen Gründen, die nichts mit der
Friedensfrage zu tun hätten, demiſſioniert, ein neues
Miniſterium ſei noch nicht gebildet. Da die Vollmachten der
bisherigen rumäniſchen Delegierten infolge dieſer Entwick-
lung hinfällig geworden ſind, ruhen zunächſt die Hauptver-
handlungen. Die Kommiſſionsberatungen der einzelnen
Unterabteilungen der Friedenskonferenz werden fortgeſetzt.

Der Rücktritt Avereseus kommt nicht überraſchend. Mit-
teilungen letzter Tage bereiteten darauf vor. Jm Anſchluß
an einem Beſuch Marghilomans bei dem in Bukareſt
weilenden Grafen Czernin wurde auf dieſen bekannten
konſervativen Parteiführer als den vermutlich kommenden
Mann an der Spitze Rumäniens hingewieſen. Sein Pro-
gramm wurde gekennzeichnet durch Mitteilung von Aeuße-
rungen, die er nach einer Beſprechung mit dem rumäniſchen
König einem Vertreter der eZitung Actiu anea Romana gegen-
über tat. Er ſagte zur Friedensfrage u. a.

Je früher wir Frieden geſchloſſen hätten, deſto größere Vor-
teile hätten wir gehabt. Je länger wir den Friedensſchluß
hinausziehen, deſto ſchwieriger wird die Lage. Jch habe
von Anfang an meine Meinung über die Lage geäußert, trotzdem
wurde der Krieg gemacht. Wir mußten den Augenblick ſuchen,
Friedensverhandlungen zu beginnen, damit es nicht zu ſpät werde.
Am 2. Januar d. J., als Friedensverhandlungen mit Rußland in
Breſt-Litowſk begannen, habe ich die Regierung Bratianus durch
Denkſchrift gewarnt, die ich durch Vermittlung HerrnArions durch die Front ſandte. Mein Vorſchlag wurde jedoch nicht

in Erwägung gezogen, obwohl er logiſch begründet war, zu

teilen ſich ſicherte, weil ſie damals unterhandelte.
Die Wiener Neue Freie Preſſe meint, ein Miniſterium

Marghiloman würde zweifellos bedeuten, daß Rumänien
ſchon jetzt eine Annäherung an die Mittel-
mächte vollziehen will. Es handelt ſich alſo bei der jetzt
eingetretenen Kabinettskriſe um die Frage, ob der letzte Wider
ſtand des rumäniſchen Königs gebrochen werden kann. Man
erinnert ſich an die vor Wochen ausgeſprochene Warnung
Peter Carps, daß die Friedensfrage zur Dynaſtiefrage
werden könne.

Der Berliner Lokalanzeiger meint, es gebe keinen rumä-
niſchen Staatsmann, der ſein Land aus der jetzigen Lage auf
andere Weiſe befreien könnte als durch die reſtloſe Annahme
aller im Bukareſter Vorfrieden feſtgelegten Bedingungen.

Die Vergewaltigung Hollands.
Die neueſten Miteilungen über den Entente-Raubzug

gegen Holland genügen, wie die Voſſiſche Zeitung ſchreibt,
um der Welt ein Urteil zu ermöglichen ſowohl über die Größe
der Schiffsraumnot wie über die bedenkenloſe Gewaltpolitik
der Entente unter Führung des Völkerrechtslehrers Wilſon.
Die leitenden Stellen in London und Waſhington legten an
ſcheinend auch Wert darauf, einen Rekord von heuchleriſcher
Verdrehung aufzuſtellen. Sie überſchwemmten die Welt mit
Darſtellungen, aus denen hervorgehen ſoll, daß der von ihnen
verübte Raub und Gewaltgkt nichts anderes ſei, als eine neue

iungstat.
Nach einer Meldung aus London haben die Alliierten

beſchloſſen, die holländiſchen Schiffe in den Häfen der
Alliierten in Gebrauch zu nehmen. Deutſchland benutze
auch einen Teil der holländiſchen Flußſchiffe auf deutſchen
Kanälen. Dieſe entſprächen den Ozeanſchiffen, deren Ausliefe-
rung jetzt von den Alliierten verlangt werde.

Reuter meldet aus Waſhington Die Regierung
zog die Bunkererlaubniſſe für alle holländiſchen Schiffe zurück,
um deren Entkommen während der vorausſichtlich heute ſtatt
findenden Requiſition zu verhindern. Fine Ausnahme
wird nur gemacht für die Dampfer Nieuwe Amſterdam,
mit Lebensmitteln nach den Niederlanden, und Or an je, mit
niederländiſchen Kolonialbeamten nach Oſtindien. Dieſe bei-
den Schiffe dürfen noch abfahren.

Wie die Frankfurter Zeitung meldet, will die amerikaniſche
Regierung die nieder ländiſchen Seeleute auf den
geraubten Schiffen zwingen, auf den Schiffen zu bleiben
und auf dieſen in die Gefahrzonezufahren. Folgende

Bedingungen ſind für die niederländiſchen und die anderen
neutralen Seeleute herausgegeben worden:

Alle Seeleute an Bord der in nord amerikaniſchen Häfen liegen-
den nieder ländiſchen und anderen neutralen
Schiffe werden von der amerikaniſchen Regierung vor die Wahl
geſtellt, entweder ſich für die amerikaniſchen Schiffe an-
werben zu laſſen oder in den amerikaniſchen Fabriken
zu arbeiten. Jm Weigerungsfalle wird den Betreffenden nach
etwa drei Monaten der Aufenthalt in den Vereinigten Staaten ver
boten oder ſie werden in eine Art Fremdenlegion einge-
reiht. Diejenigen Seeleute, die ſich bereit erklären, ſich anmuſtern
zu laſſen, müſſen ſich ſchriftlich zu folgendem verpflichten: 1. Auf
den neutralen oder anderen Schiffen bis nach Ende des Krieges zu
bleiben; 2. ſich den amerikaniſchen Schiffahrtsgeſetzen zu unter-
werfen; 3. gegen einen Lohn von 85 Doll. monatlich oder 50 Cent
für Ueberſtunden an Bord Dienſt zu nehmen; 4. ſich lediglich in
einem nord amerikaniſchen Hafen abmuſtern zu laſſen; geſchieht dies
vor Abſchluß des Friedens, ſo iſt die Hälfte des Lohnes verfallen.
Für Fahrten in die Gefahrzone wird eine Zulage von 10 Dollar
monatlich bewilligt. Außerdem enthält der Kontrakt noch Beſtim
mungen über Landesverat uſw. Der Kontrakt iſt dem Seemanns-
buch oder Paß anzuheften. Auf dem Paß befindet ſich die Photo-
Krie die alle drei Monate erneuert wird, und die Fingerab-
drücke.

Jn holländiſchen diplomatiſchen Kreiſen verlautet, daß die
Ententeforderung nicht angenommen, dafür ein
Gegenvorſchlag gemacht werden wird, jedoch mit der
Bedingung, daß die niederländiſchen Schiffe nicht in der
Sperrzone verwendet werden dürfen. Aus der gedrückten
Stimmung iſt jedoch entnehmbar, daß man hierdurch keine
Löſung der Kriſe erwartet.

Die Verſchärfung der Seeſperre.
Die deutſche Regierung ſieht ſich infolge des Verhaltens

der engliſchen Seeſtreitkräfte in dem von England erklärten
Sperrgebiet um die Deutſche Bucht z Maßnahmen
ezwu die das Befahren dieſes Gebiets für die neutrale
hiffahrt äußerſt gefährlich machen. Die neutraleSchiffahrt wird deshalb eindringlichſt vor dem Vefahren des Gee uner Liges daran bat die beuhſche Regierung
r die Folgen keine r übernimmt, es ſei denn, daß das

in Uebereinſtimmung mit beſonderen Anweiſungen ge

ſchieht, die in jedem Einzelfall von der deutſchen Seekriegsleitung
einzuholen ſind.

Telegraphiſtenſtreik in Spanien.
Vern, 17. März. Den Lyoner Blättern zufolge haben die Tele

arten in ganz Spanien den Generalſtreik erklärt. Die
egierung hat das Telegraphiſtenkorps militariſiert und die Tele

militäriſch beſetzen laſſen. Die Regierung ſei ent
chloſſen, nötigenfalls das Telegraphiſtenſyndikat aufzulöſen.

mal Rußland, auf deſſen Veranlaſſung hin wir Waffenſtillſtand ge
f fchloſſen, Friedensver handlungen begann. Die Ergebniſſe ſind aus

dem Frieden der Ukraine zu erſehen, die ein Maximum an Vor

Der Geldſegen des Krieges.
Von H. Schneider (Hannover).

Der Daimler-Schwindel ſollte nun auch die Augen der
breiten Volksſchichten ſtärker auf die Fülle des Geldſegens
lenken, den der Krieg über die Kapitaliſten ausſchüttet und
der vielfach ſo groß iſt, daß er mit allen möglichen Fineſſen
verſchleiert wird. Es ſind das Dinge, über die die Maſſe der
Bevölkerung gar nicht ſo recht im Bilde iſt. Es iſt nur all
gemein bekannt, daß die Jnduſtrie, vor allem die eigentliche
Kriegsinduſtrie, fabelhaft „verdient“. Die ſprunghaft ſteigen-
den Dividenden der Aktiengeſellſchaften zeigen ſchon, wie reich
der Segen des Krieges ſtrömt. Hier ein Beiſpiel dafür:

Die 21 Aktiengeſellſchaften der Sprengſtoffinduſtrie zahl
ten im letzten Friedensjahr 1913 die gewiß anſehnliche Durch-
ſchnittsdividende von 13,2 Prozent. Jm erſten Kriegsjahr
ſchnellte ſie hinauf auf 18,2, im zweiten auf 22,9 und für
1916 betrug ſie ſchon 25,7 Prozent. Der Krieg hat alſo den
Sprengſtoffaktionären eine Verdoppelung ihrer im Frieden
ſchon hohen Dividende gebracht. Noch viel erfreulicher
immer für die Aktionäre wird das Bild, wenn nicht die
Prozentſätze der Dividende, ſondern die als Dividende aus
gezahlten Sum men verglichen werden. Da ergibt. ſich eine
weit beträchtlichere Steigerung, weil von 1913 bis 1916 das in
Sprengſtoffaktien angelegte Kapital von 61 auf 120 Millionen
Mark geſtiegen iſt. Die Dividendenſumme betrug alſo für
1913 etwa 8, für 1916 aber rund 30 Millionen Mark. Da
neben wurden außerordentlich hohe Gewinnteile für die Zu
kunft zurückgeſtellt oder den Aktionären auf Umwegen zu
gewendet.

Diejenigen Zweige unſeres Wirtſchaftslebens, die ſich
den Kriegsverhältniſſen anpaſſen konnten, erzielen jetzt Ge
winne, wie ſelten oder nie zuvor, Gewinne, ſo hoch, daß die
Unterbringung einige Mühe macht. Zahlreiche Aktiengeſell
ſchaften wagen es nicht mehr ihre Gewinne den Aktidnären
in Form von Dividenden reſtlos zuzuführen, weil dann der
Dividendenſatz aufreizend hoch bemeſſen werden müßte. Statt
aber durch entſprechende Bemeſſung der Preiſe oder auch der
Löhne die Gewinne zu vermindern, werden allerlei Mittel und
Wege gefunden, die Gewinne in weniger auffälliger Weiſe in
die Taſchen der Aktionäre zu leiten, ſoweit es nicht für zweck-
dienlich erachtet wird, ſie in allerlei Fonds für etwa kommende
magere Jahre aufzuſpeichern.

Das bequemſte und allgemein übliche Mittel, aufreizend
hohe Dividendenſätze herabzudrücken, iſt die Vermehrung des
dividendenberechtigten Kapitals, die ſogenannte Kapital-
verwäſſerung. Von dieſem Mittel iſt in den Kriegs
jahren in ſo erheblichem Umfange Gebrauch gemacht worden,
daß die Regierung wiederholt verſucht hat, der Ueberkapitali-
ſierung einzelner Betriebe Einhalt zu tun, um das über
flüſſige Kapital für ihre Kriegsanleihen zu retten. Welchen
„Erfolg“ ſie dabei gehabt hat, mögen einige Zahlen dartun:
Jm erſten Viertel des Jahre 1917 erhöhten 51 Aktiengeſell-
ſchaften ihr Kapital um zuſammen 113 Millionen Mark.
Dann kam der Bremserlaß des preußiſchen Handelsminiſters,
nach dem „neue Aktienausgaben, die nicht den Zwecken der
Kriegswirtſchaft dienen, oder die vermeidbar ſcheinen, weil
ausreichende flüſſige Mittel vorhanden ſind“, an der Börſe
nicht zugelaſſen werden ſollten. Trotzdem erhöhten im letzten
Viertel des Jahres 1917 insgeſamt 83 Geſellſchaften ihr
Kapital um zuſammen 359 Millionen Mark.
Dieſe Zahl wieder tritt erſt recht in das Licht, wenn ſie er
gänzt wird durch die Feſtſtellung, daß im ganzen Friedens
jahre 1913 den Aktiengeſellſchften nur 418 Millionen Mark
zugeführt wurden, alſo nicht viel mehr als im letzten
Viertel 1917.

Ohne Frage hat die Erweiterung der Kriegsinduſtrie
manche Kapitalerhöhung notwendig gemacht. Jn ſehr vielen
Fällen liegt jedoch reine Kapitalverwäſſerung vor, in anderen
war die an ſich notwendige Kapitalerhöhung eine gute Ge-
legenheit, den alten Aktionären Sonderrechte zu ſichern, oder
Sondergewinne zuzuführen. Die Abſicht der Kapitalverwäſſe
rung kann überall da angenommen werden, wo bei der Aus
gabe neuer Aktien auf die Einhebung eines der augenblick
lichen Bewertung der Aktien entſprechenden Aufgeldes ver
zichtet wird; ſie liegt ganz klar zutage, da, wo bei der Aus
gabe Reſerven oder Jahresgewinne in Aktien verwandelt
werden. An einigen Beiſpielen mag die Erfindungsgabe der
Geſellſchaften auf dem Gebiet der Kapitalverwäſſerungen be
leuchtet werden.

Der Verein für chemiſche Jnduſtrie Main z bot im Vor
jahr ſeinen alten Aktionären für 900 000 Mark neue Aktien
an zum Kurſe von 100 Prozent, alſo erheblich unter dem
Wert, zu dem ſie damals gehandelt wurden. Die Aktionäre
ſollten aber nicht einmal dieſen Nominalwert der Aktien be-
zahlen, ſondern nur die Hälfte davon, die andere Hälfte
wurde aus einem Spezialreſervefonds genommen. Die
Aktionäre erhielten alſo für 500 Mark eine Aktie, die ſie jeden
Tag für etwa 1000 Mark wieder verkaufen konnten. Der
Verein chemiſcher Fabriken A.G. Zeitz konnte für das Ge
ſchäftsjahr 1916 die Dividende von 5 auf 20 Prozent erhöhen
und den Aktionären außerdem noch für 1 Million Mark
Aktien völlig umſonſt geben; ſelbſtverſtändlich ausſchließ
lich zu dem Zwecke, ein weiteres allzu ſtarkes Anſchwellen der
Dividende zu verhindern.

Jn der Sprengſtoffinduſtrie waren in den
Kriegsjahren Kapitalerhöhungen mit gleichzeitiger Gewinne
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änsſchüttung beſonders häufig. Die Köln-Rottweiler
Pulverfabriken und die Rheiniſch-Weſtfäliſche
Sprengſtoffabrik erhöhten gemeinſam ihr Kapital um
23 Millionen Mark. Die Attien wurden den alten Aktionären
zum Kurſe von 100 angeboten, obwohl ſie mit etwa 500
Prozent im Handel bewertet wurden. Obendrein wurden die
erſt Ende 1916 ausgegebenen Aktien ſchon für das ganze Jahr
1916 voll dividendenberechtigt. Bei ſolchen Bedingungen liegt
die Abſicht der Kapitalverwäſſerung auf der Hand, ſelbſt wenn
ein Gekdbedarf der Geſellſchaft tatſächlich nachgewieſen wird.
Denn die Geſellſchaften hätten ja nur etwa 5 Mill. Mark
Aktien mit freiem Bezugsrecht auszugeben brauchen, um den
ſelben Betrag zu erhalten, den ſie ſo hereinbekommen haben.
Aber ſie wollten nicht nur mehr Kapitak, ſondern vor allem
mehr Aktienkapital haben, um den Dividendenſatz herab-
zudrücken.

Eine ähnliche, aber viel verwickeltere Finanzierungsmaß-
unhme iſt bei den großen Dynamitwerken erfolgt. Von ver
blüffender Einfachheit und Klarheit war eine Kapitalver-
wäſſerung der vor dem Krieg faſt bankrotten Hamburger
Sprengſtoffwerke Glückauf. Die verdoppelte 1915 das
Aktienkapital aus dem Reingewinn. Auf das ſo verdoppelte
Kapital erhielten die glücklichen Aktionäre dann noch 30 Proz.
Dividende. Die tatſächliche Verzinſung des Aktienkapitals be-
trug ſo 160 Prozent. Jm Kriegsjahr 1916 war der Gewinn
ſogar etwa dreimal ſo hoch wie ſelbſt das geſtreckte Aktien-
hapital! Es war ſehr ſchiwer, ihn unterzubringen, aber es ge-
lang. Nach überreichlichen Abbuchungen und Rückſtellungen
erhielten die Aktionäre 40 Prozent Dividende, der große Reſt
wurde vorgetragen.

Wie ſchon erwähnt, hat die Regierung in einigen Fällen
verſucht, unnötige Kapitalerhöhungen zu verhindern. So bei
den Vereinigten Glanzſtoffwerken Elberfeld. Dieſe Ge-
ſellſchaft verdoppelte im Vorjahr ihr Aktienkapital und bot
die neuen Aktien, die im Handel mit etwa 500 Prozent be
wertet wurden, den alten Aktionären zu Pari, d. h. zu 100
Prozent an. Zweck der Neuausgabe war vornehmlich, die „un-
angenehm hohe“ Dividende herabzudrücken. Ebenſo lag es bei
den bekannten Adlerwerken. Bei der Telephon-
fabrik vorm. Berliner griff der Handelsminiſter ſogar ein,
obwohl jene die neuen Aktien den alten Aktionären zu 162
Prozent anbot, alſo ein immerhin ſchon nennenswertes Auf-
geld verlangte. Der Handelswert der Aktien war allerdings
höher. Eine ganz offene Kapitalverwäſſerung ſollte der Ein
griff verſchleiern bei der Kronprinz A.-G. für Metall
induſtrie. Dieſe Geſellſchaft gab im Vorjahr 5,6 Millionen
Mark neue Aktien zum angeblichen Kurs von 100 Prozent an
die alten Aktionäre aus. Der Kaufpreis ſollte jedoch nicht
aus den Taſchen der Aktionäre kommen, ſondern zu 40 Prozent
aus dem Gewinn des abgeſchloſſenen Geſchäftsjahres, der
Reſt aus den Gewinnen der nächſten Jaht grdeckt werden.
Dieſe Maßnahme ſollte es ermöglichen, die Dividende auf
15 Prozent zu halten, wohl weil ein allzu hoher Satz zu einer
Nachprüfung der Preiſe für Heereslieferungen hätte führen
können.

Die Eingriffe der Regierung gegen den allzu zügebloſen
Mißbrauch der Kapitalerhöhungen löſten ſehr bald ent-
prechende Gegenmaßnahmen aus. Auf einen ſehr einfachen
Ausweg verfiel die Badiſche Geſellſchaft für
Zuckerfabrikation in Waghäuſel. Das Aktien-
apital dieſer Geſellſchaft beſtand bisher aus 550 Aktien zu je
500 Gulden. Der überreiche Gewinn der Kriegsjahre veran-
aßte nun dieſe Geſellſchaft zu einer im doppelten Sinne zeit-
femäßen Finanzreform. Die 500 Guldenaktien wurden in
1000-Mark- Aktien erhöht. Die Differenz von rund 800 000
Mark wird jedoch nicht von den Aktionären eingehoben, ſon
dern aus dem Gewinn bezahlt. Obendrein wird dieſer Be
trag gleich noch mit 20 Prozent verzinſt, alſo auf etwa 1 Mill.
Mark aufgerundet.

Einen ganz neugrtigen Weg zur Ausſchüttung überreich-
licher Gewinne hat die A.-G. für Spiritus- und Preß-
hefefabrikation vorm. Sinner in Grünwinkel ge-
funden. Dieſe Geſellſchaft koufte 875 ihrer eigenen Stamm-
aktien zum Kurſe von etwa 300 Prozent auf und gab ſie
den Aktionären zu 100 Prozent zurück. Das heißt, ſie gab
für 875 Aktien etwa 2,6 Millionen Mark aus und nahm dafür
875 000 Mark wieder. Noch einfacher ausgedrückt: die Aktio-
näre ſtellten der Verwaltung Aktien für 3000 Mark das Stück
ur Verfügung und erhielten ſie für 1000 Mark zurück. Daßdie Geſellſchaft direkt damit rechnete, die Aktien teilweiſe an

die Verkäufer zurückzugeben, geht aus der Beſtimmung her-
vor, daß der Wiedererwerb nicht an den Beſitz alter Aktien,
ſondern nur an den Beſitz der Dividendenſcheine ge-
knüpft wurde. Jedenfalls erhalten die Aktionäre auf dieſem
heute noch ungewöhnlichen Wege etwa 1,75 Millionen Mark
als Extragewinn neben einer ſehr reichlichen Dividende.

Sollte das Beiſpiel der Sinner- Geſellſchaft Nachahmung
finden, ſo ſind die Sorgen um die unauffällige Unterbringung
der Kriegsgewinne behoben. Die Geſellſchaften brauchen ſich
ja nicht auf den Erwerb eigener Aktien zu beſchränken; ſie
önnen auch andere Popiere, z. B. Kriegsanleihe erwerben und
ihren Aktionären zu einem beliebig niedrigen Kurſe abgeben.

mal mit der Zunft der Warenſchieber in Verbindung und
auft wagnonweiſe Waren, die beſchognohmt, oder rafioniert,

alſo im Schleichhondel beſonders reichlich zu haben ſind, zu
hoben Preiſen auf und bietet ſie den Aktionären zu Friodens-
preifſen an. Dann wird es im Geſchäftshbericht etwa heißen:
die Dividende wird auf 30 Prorent bemeſſen: auf iede Akt
werden außerdem 2 Zentner Schweizerkäſe und drei echt
Pariſer Roben gegen Erſtattung der Transvportfoſten aus-
egeben. Jedenfalls erſchließt das Vorgeben der Sinner-Ge-

fellſchaft ungeahnte Mögſichkeiten der Gewinnverſchleierung.
Es ließe ſich manches ſagen über die politiſcheGirkun g der hohen Kriegsgewinne, z. B. über das Kovitel:

Klaſſenwahlrecht und Kriegsgewinne. Aber wir beſchränken
uns auf die eine Frage: Welche Wirkungübt dieſer
Geldſegen auf die davon Betroffenen in be-
zug auf ihre Stellung zu einer baldigen Beendigung des Krieges aus

Der Ausſchuß der
Sozialdemokrotiſchen Partei

Deutſchlands
ſrat am Freitag vormittag in Berlin zu einer Sitzung zuſammen.

Der Vorſitzende, Genoſſe Ebert, begrüßte die Erſchienenen und
wies auf das erfreuliche Ergebnis bei der Wahl in Niederbarnim
Fin, das rriere ſei, die Beratungen zu befruchten.

Auf der Tagesordnung ſtehen zwei Punkie: Die politiſche
kage und Die Finanzen der Partei. Auf den Vorſchlag des
Parteivorſtandes wird der zweite Punkt zuerſt behandelt.

Genoſſe Otto Braun vom Parteivorſtand führt den ziffern-
präßigen Nachweis, daß der Krieg auf die Finanzen der Partei, be

ſchränkungen der Ausgaben waren nur möglich, ſoweit es mit den Inter
eſſen der Partei in Einklang zu bringen war. So kam es, daß bald dieAbebn erragen. Das wäre nicht ſchlimm

geweſen, wenn der Krieg nicht die e Dauer erlangt hätte, die er de
dauerlicherweiſe bekommen hat. Nun dauert der Krieg ins vierte Jahr,
und es iſt eine Leben für die Partei, daß Mittel und Wege S
funden werden, trotz Krieges zu einer gedeihlichen finanzie

er

ſonders der Hauptkaſſe, außerordentlich n eingewirkt habe. Ein

Ausgaben die Einnahmen

Weiterentwicklung zu kommen. werden, daß man
in manchen Bezirken den Ernſt der Lage klar erkannt hat. Auch
eine Reihe von Parteigeſchäften, die durch die Un g der Haupi
kaſſe den Weg zu ihrer heutigen Größe d n können, er
innern ſich jetzt dieſer nicht mehr. Es ſind ſogar einige darunter,
die nicht mehr an die ichtungen de die ſie damals men
haben. Der wundeſte Punkt aber iſt, die Veitragszahlung nicht
mehr ſo klappt, wie es auch unter den 7 verlangt
werden könnte. Eine Reihe von Bezirken en ihre Abrechnungen
nicht eingeſandt und auch mit der Einreichung der Situationsberichte
hapert es. Wenn wir dies bemängeln, ſo verkennen wir nicht die
Wirkungen des durch den Krieg hervorgerufenen Mangels an
Aber wir müſſen auch die Genoſſen draußen bitten zu berückſ en,
daß hier der Punkt liegt, um den ſich unſre zukünftige Werbearbeit und
unſre Zukunftshoffnungen drehen. Dieſe Arbeit muß geleiſtet werden.
Wir können der Verſchlechterung unſrer Fi rhältniſſe nicht un
tätig zuſehen, denn es erwarten uns nach dem Kriege ganz gewaltige
Aufgaben, beſonders auf dem Gebiete der Wahlagitation und bei der
Ausgeſtaltung unſerer Preſſe. Die Vorſchläge, die der Parteivorſtand
zur Behebung des beſtehenden Mißſtandes macht, gehen dahin: Es muß
eine der geſunkenen Kaufkraft des Geldes wenigſtens einigermaßen
entſprechende

Erhöhung der Beiträge
vorgenommen und es müſſen die leiſtungsfähigeren Parteigeſchäfte etwas
ſchärfer herangezogen werden. Jm allgemeinen aber muß unſre Ffinanz
wirtſchaft auf einer allgemeineren Beitragszahlung baſieren. Es wird
eine Erhöhung der Parteibeiträge in folgender Weiſe vorgeſchlagen:
monatlich 60 Pf. für männliche, 50 Pf. für weibliche Mitglieder oder
wöchentlich 15 Pf. für männliche, 10 Pf. für weibliche Mitglieder. Das
ſind Sätze, die man in den meiſten Kreiſen wird erreichen können. Es
entſteht dabei auch die Frage, ob die allzuweite Entfernung der Beiträge
für weibliche Mitglieder von denen r männliche durch die Verhältniſſe
gerechtfertigt wird. Die weiblichen Mitolieder haben die gleichen Rechte
wie die männlichen und dieſem Verhältniſſe der Rechte wird ſich die
Höhe der Beiträge ahnähern müſſen. Jedenfalls ſind wir der Auf-
faſſung, daß der Porteiausſchuß durch einen Beſchluß die Notwerdigkeit
einer Erhöhung der Beiträge zum Ausdruck bringen müſſe. Der Redner
berührt noch Frogen der Organiſation, des Preſſeweſens und der Neu
und Wiedergewinnung von Mitgliedern jetzt und P Eintritt des
Friedens. Jederfalls iſt es dringend notwendig, daß die Kreiſe der
Hauptkaſſe gegerüber peinlich ihren Verpflichtungen nachkommen.

Die ſehr eingehende Dis kuſſion war durchgehends von dem
Beſtreben beherrſcht, die Sozialdemokratiſche Partei auch finanziell
wieder auf die alte Höhe zu bringen. Sie ergab Einſtimmigkeit
darüber, daß eine Regelung des Beitragsweſens notwendig ſei. Auch
mit den Vorſchlägen des Parteivorſtandes waren die Diskuſſionsredner
im allgemeinen einverſtanden. Von Vertretern ländlicher Wahlkreiſe
wurde allerdings eine Staffelung der Beitragshöhe befürwortet, die
die wirtſchaftliche Kraft der Mitglieder berückſichtige. Aus den Berichten
einzelner Bezirksvertreter war zu ertnehmen, daß in ihren Bezirken
bereits Beiträgserhöhungen eingetreten find, die der vom Parteivorſtand
vorgeſchlagenen Höhe ſchon entſprechen oder ſie annähernd erreichen.
Uebereinſtimmend wurde mitgeteilt, daß dieſe Erhöhungen in keiner
Weiſe nachteilig auf die Mitgliederbewegung eingewirkt haben. Be
merkenswert iſt die von einem Redner gemachte Feſtſtellung, daß die
Mitgliederverſammlung über das von der Vorſtändekonferenz vorge-
ſchlagene Maß der Erhöhung hinausgegangen iſt. Einſtimmigkeit
herrſchte ſchließlich darüber, daß die nach dem Frieden kommenden
Wahlen, beſonders auch die Wahlen zu den verſchiedenen Landtagen,
die Kaſſen der Partei ganz erheblich in Anfpruch nehmen werden.

Es liegt folgender Antrag vor:

„Jm Hinblick auf die geſteigerten finanziellen w. 7
an die Parteiorganiſationen und die bevorſtehenden politiſchen
Kämpfe empfiehlt der Parteiausſchuß den Bezirks, Kreis und Orts-
organiſationen dringend, die Beiträge auf mindeſtens wöchentlich
15 Pf. für männliche und 10 Pf. für weibliche Mitglieder oder auf
monatlich 60 Pf. für männliche und 40 Pf. für weibliche Mitglieder
ſchleunigſt zu erhöhen.“

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen.
Der Parteiausſchuß erörterte im weiteren Verlaufe ſeiner Sitzung

die politiſche Lage, über die Genoſſe Ebert das Referat er
ſtattete. Die Ausſprache, an der ſich die Ausſchußmitglieder rege be
teiligten, war außerordentlich gründlich und berührte alle für die Politik
unſerer Partei in Betracht kommenden Punkte. Die Verſorgung der
Bevölkerung, die innere Politik und die Oſtpolitik der Regierung, die
Wirkungen des Belagerungszuſtandes und der Zenſur, die Lage im
Weſten, das Verhalten der Entente und ihrer führenden Politiker zur
Friedensfrage, die preußiſche Wahlrechtsfrage und die Umtriebe der
Annexioniſten wurden eingehend gewürdigt und in ihren Wirkungen
auf die Politik der ſozialdemokratiſchen Partei, insbeſondere der Reichs
tagsfraktion, bei den kommenden Entſcheidungen abgewogen. Es lag
nicht die Abſicht vor, das Ergebnis dieſer Ausſprache in einen Beſchluß
des Parteiausſchuſſes zuſammenzufaſſen.

Die Anſicht des Ausſchuſſes kann dahin zufammengefaßt werden,
daß die Reichstagsfraktion insbeſondere in den großen politiſchen Fragen
bisher ſo entſchieden hat, wie es das Intereſſe der Arbeiterklaſſe erfordert.
Am Schluſſe der Ausſprache erklärte Genoſſe Ebert, daß die Auf-
faſſungen, die in Bezug auf die kommenden Entſcheidungen in der
Sitzung des Parteiausſchuſſes zutage getreten ſeien und vor der Ent-
ſcheidung ernſte Prüfung erfahren würden.

Erſte Leſung der preußiſchen Wahl
recht' vorlage beendet.

Der Verfafſungsausſchuß des preußiſchen Abgeordne
tenhauſe hat nunmehr die erſte Leſung der drei Vorlagen be
endet. Jn der letzten Sitzung vor den Oſterferien wurde zu
nächſt über einen konſervativen Antrag beraten, dem Mantel-
xeſetz folgenden F 6 einzufügen: „Dieſes Geſetz tritt drei Tage nach
Friedensſchluß mit der letzten europäiſchen Großmacht, frühe-
ſt en s am 1. April 1919 in Kraft.“ Der zweite Abſatz des gleichen
Paragraphen ſoll lauten: Mit der Bildung der Präſentationskörper
für das Herrenhaus iſt ſofort nach Verkündigung dieſes Geſetzes zu
beginnen. Ein Konſervativer begründet dieſen Antrag damit, daß
man vor Friedensſchluß nicht mitinnerpolitiſchen
Kämpfen beginnen dürfe. Miniſter des Jnnern Dr.
Drews wendet ſich gegen den Antrag, den er unwerftändlich
findet. Auch ein Nationalliberaler ſpricht gegen den An
trag, deſſen Tragweite man nicht überſehen könne. Nach weiterer
Debatte wird der erſte Teil des Antrags zurückgezogen, der
zweite Abſatz angenommen. Einſtimmig wurde beſchloſſen, daß
das Geſetz mit dem Tage der Feſtſetzung des Zeitpunkts der nächſten
allgemeinen Wahl durch den Miniſter des Jnnern in Kraft
ireten ſoll.

So folgt die Beratung der Frage der Verhältniswahl. Hierzu.
iſt eine große Reihe von Anträgen geſtellt und die Debatte ver
läuft ſehr ausgedehnt. Ein Freikonſervativer und ein
Konſervativer erklären ſich gegen den Proporz, den ſie für
den Anfang einer abſchüſſigen Bohn betrachten. Der Szial-
demokrat betont, daß ſeine Partei von jeher für die allgemeine
Durchführung des Proporzes eingetreten ſei, da er allen rteien
eine ihrer Stärke entſprechende Vertretung ſichere. Einen Teil-
proporz in der vorgeſchlagenen Art müſſe er als Ausn eſetz
aber entſchieden ablehnen. Ein Volksparteiler ſtellt ſich auf den
gleichen Standpunkt. Miniſter Dr. Drews erklärt die ganze
Erörterung für theoretiſch, da nach der konſervativen Erklärung ja
doch eine Ablehnung aller vorliegenden Anträge zweifellos
ſei. Er verkenne nicht, daß gewichtige Gründe für die Ein

ſondere denke er da an Berlin. Was die Verhältniſſe im Reiche
angehe, ſo ſei es rer kein geſunder Zuſtand, da B. eineStadt wie Hamburg aufsfſchließlich durch Sdoietdemokraten im
Reichstage vertreten ſei, während für die für die Bedeutung dieſer
Stadt ſo wichtigen Kreiſe des Welthandels unvertreten ſeien.
Einer allgemeinen Einführung des r nne er nicht zuſtimmen, würde ſich aber freuen, wenn ar tie Oſtmark in der zwei-
ten Leſung doch noch eine einige z ande käme. Nachdem ſich
noch das Zentrum und die Polen, allerdings aus entgegen
geſetzten Gründen, gegen die Einführung des Proporzes in der be
abſichtigten Form wenden, werden ſämtliche Anträge abgelehnt.

Ein konſervativer Ant verlangt die Halt eines Abſatzes
an den wonach „die renzung der und die Verteilu Abgeordneten auf die begirke unter Berückſichtigung
der hnerzahl, der Flächenausdehnung und der geſchichtlichen

ahlbezirke erfolgt. Der Sozialdemokrat
wendet ſich Fègen dieſen Antrag der als Poragraph eines Geſetzes
vollkommen unmöglich ſei. Wolle der Ausſchuß dieſen Gedanken
ausſprechen, ſo möge er das in der Form einer Entſchließung tun.
Der Antrag wird jedoch gegen die Stimmen der Volkspartei, des
Sozialdemokraten und des Polen angenommen.

Damit iſt die erſte Leſung beendet, die zweite Leſung be
ginnt am 11. April.

Der DaimlerS“andal
rief im Hauptausſchuß des Reichstage s, nachdem die
Daimlerwerke eine Beeinfluſſung dex öffentlichen Meinung durch
Inſerate verſucht haben, abermals eine lebhafte Deheſtte hervor.

Abg. Erzbernger bezeichnete es als direkt erlogen,
wenn die Daimler-Werke behaupten, daß der Reichstag ſich auf
die Angaben eines entlaſſenen Beamten geſtützt habe. Die Daimler
Werke verſuchten es ſo hi ellen, als ob die Verbrecher nicht
in Stuttgart, ſondern im Reichstag ſäßen. Der Ausſchuß habe
ſich bei ſeinen Beratungen lediglich auf das Material geſtützt, das
vom Kriegsminiſterium legt worden ſei, und deshalb ſei es
auch Sache des Kriegsminiſteriums, gegen die Unverſchämt-
heiten der Daimler- Werke in einer öffentlichen Erklärung
aufzutreten.

Abg. Graf Weſtarp verwahrte dann ſeine Parteifreunde da
gegen, daß ihnen unterſchoben wird, ſie hätten die DaimlerWerke in
Schutz genommen. Zu dem Fall Behr-Pinnow übergehend, meinte
Graf Weſtarp, daß der Kammerherr lange vor Einleitung des Ver
fahrens erklärt habe, daß er keinen Gewinn aus dem Unternehmen
habe ziehen wollen. Wenn die Daimler-Werke mit Einſchränkung
des Betriebes gedroht haben, ſo könne das nicht ſcharf genug ver
urteilt werden.

Abg. Dr. Ströve ſtellt feſt, daß die Daimler-Werke re
bang auf Erhöhung der Preiſe hingearbeitet haben. Um ſo er
ſtaunlicher ſei es deshalb, wenn ſie jetzt eine Fälſchung einleiteten,
die ſich als eine Beeinfluſſung der Oeffentlichkeit darſtellt. Die
DaimlerWerke haben in der Tat einen Aufſchlag nicht von 10 Proz.,
ſondern von 15 Proz. verlangt, was eine Erhöhung des Gewinnes
um 64 Millionen Mark im Jahre ausmacht. Die Firma hat bei
einer Verteilung von 35 Proz. Dividende Werte von 80 Millionen
Mark auf eine Mark abgeſchrieben. Unter ſolchen Verhältniſſen
auch noch eine Preiserhöhung zu verlangen, ſei geradezu ungeheuer.
Daß die Auffſtellungen, die der Heeresleitung waren, un
richtig geweſen ſind, kann nicht mehr in Zweifel gezogen werden.
In der Angelegenheit BehrPinnow liege die Sache ſo, daß dem
Kammerherrn ein Auftrag auf 27 Millionen Säcke zu einem
30 Proz. höheren Preiſe ükertragen worden ſind, bloß weil
angegeben wurde, daß arme Frauen beſchäftigt werden
ſollten. Es müſſe die F aufgeworfen werden, was mit den
ſchuldigen Beamten geſchehen ſei.

General v. Wrisberg erklärt, daß das Kriegsminiſte-
rium bereit fei, in der Angelegenheit der DaimlerWerke eine
Erklärung im Plenum des Reichstages abzu-

eben.Abg. Noske geht dann ſehr ſcharf mit der Erkläru der
DaimlerWerke ins Gericht. Es ſei durchaus nicht wahr, die
im 7 Darſtellung eingig und allein auf An

ben eines ehemaligen Beamten zurückzuführen ſei; man ſei im
eil von dem Treiben der DaimlerWerke bereits vollſtändig

unterrichtet geweſen. Zwangsmaßregeln gegen die Daimler Werke
waren angeſichts ihrer hartnäckigen Weigerung, eine wahrbeitsge
mäße Kalkulation vorzulegen, nicht mehr zu umgehen. Deshalb
könne auch keine Rede davon ſein, daß der Hauptausſchuß eine über
eilte Kritik geübt und unüberlegt gehandelt habe. Der Ausſchuß
würde pflichtvergeſſen gehandelt haben, wenn er das gemein
gefährliche Treiben der Berge und Konſortken nicht
gebrandmarkt und vädikale Abhilfe gefordert hätte.

In der weiteren Diskuſſion kritiſierte Abg. Mu mm ſehr ſcharf
das Verhalten einiger Rüſtungsketriebe und bringt insbeſondere
zur Sprache, daß in einem Prozeß, der ſich mit dem Wucher mit
Lederpreiſen dreht, das Kriegsminiſterium den als Zeugen geladenen
Offizieren verboten habe, eine Ausſage zu machen.

General Scheuch erklärte, daß die iziere auf ſpezielle
Fragen des Eerichts Auskunft geben dürfen. Jm allgemeinen könne
man ſie jedoch nicht gusſagen laſſen, weil die Lederfrage nicht in
ihrem ganzen Umfange vor Gericht aufgerollt werden könne.

Die Abgg. Keinath und Rießer warnen davor, über die
Firma Daimler vorſchnell zu urteilen und halten es für beſſer,
wenn man erſt das Ergebnis der Unterſuchung abwartet. Man
darf auch nicht h e z deutſche Jnduſtrie habe in
dieſem Kri durchaus ihre Pflicht getan.9 Abg. r verlangt, daß Mittel und Vege geſunden werden,
um ſolche Vorkommniſſe für die Zukunft zu verhüten. Jn der An-
gelegenheit BehrPinnow habe offenkar der Reſpekt vor der hohen
Protektion des wohltätigen Unternehmens eine weſentliche Rolle mit
geſpielt.

Nach weiteren Auseinanderſetzungen gibt General Sche u ch die
Erklärung ab, daß man Betr'ebe militariſiere, ſobald die Produktion
gefährdet ſei, gleichviel wer den Anlaß dazu gibt. Nach dieſem
Grundſatz werde man weiter verfahren.

Bevölkerungsepolitik und Geſchlechts
krankheiten.

Die 16. Kommiſſion des Reichstages beſchäftigte ſich mit dem Kur-

pfuſcher- Paragraphen 3 der Er beſtimmt, daß Perſonen, die die tliche Anerkennung als Arzt nicht be
ſitzen, jede eVhandlung von Geſchlechtskrankheiten, die er
foigt, verboten wird. Als e iſt Hemgroie bis zu 10 000 M.
oder Gefängnis bis zu einem re angedroht.iskuſſion drehte ſich ausſchließlich um dieſen einzigen Para

Bedeutung der W

Die
raphen, von dem der Regierungsvertreter erklärt, für die Regierungn dieſer Beſtimmung die Vorlage ſtehe oder falle. Hand in Hand mit

dieſer Gelegen gibt ein Regierungsvertreter die ZahlPeleſche Reiche praktizierenden aturhelltundigen mit 12 000 an.

Aus der 7 heraus begrüßt der Berichterſtatter Dr.
Struve (Freiſ. Vp.) di e Regierungsvorlage mit großer Freude. Abg.Dr. Landsberg (Soz.) e die dembleiben S uch ung
Alles oder Nichts Standpunkt e wolle; auch na
der Strafbeſtimmungen gegen die Naturheilkundigen dleibe doch genug h Gech S übrigen ſchütze pg des Strafgeſe r
hinreichend gegen die Kurpfuſcher, die ohne Sachkunde vorgehen und

r r W hwenn eine ſo mmung auch nochmalsh Die Beſeitigung der Kurierfreiheit habe ſchwerſte den

gegen ſich.
Abgeordneter Heinrich Schulz läßt der Naturheilkundenete zukommen, meint aber, er könne für ſeine Per alt

un
möglich zugeden, daß für ein ſo wichtiges Gebiet wie das der lecht

di iel d Liebe erworbene Kenninien h dende S v We r. Quarck Frank
führung des Proporzes nicht nur in gen rade e

nnten; insbeſondern auch in den Großſtädten ſprechen
rt a. M. t daß bereits gebung eine Reihe vorantheiten de riefen e e de Den ppr

im I ei Ausbildung und Prüfung derch a e Shlehie und Kindertrentheiten
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könne
icht in

bierten Aerzten ſei bereits verdoten, zu impfen, und oen W. hen
Raturheilkundigen ſei unterſagt, Geburtshilfe zu leiſten.

Dann wurde zur Abſtimmung geſchritten und das Prinzip des
Strafparagraphen mit 18 gegen 7 Stimmen angenommen. Ueber
den übrigen Inhalt des g 3 wird noch weiter diskutiert und beſchloſſen.
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Nach S A des Entwurfs eines Geſetzes zur Bekämpfung der Ge
ſchlechtskrankheiten ſoll es verboten ſein, Mittel, Gegenſtände
oder Verfahren zur Heilung oder Linderung von Geſchlechtskrankheiten
ſowie von Krankheiten oder Leiden der r öffentlich oder
durch Verbreitung von Schriſten, Abbildungen oder ſtellungen, wenn
auch in verſchleierter Form, anzukündigen oder gen oder ſolche
Mittel oder Gegenſtände, die allgemein zugängli auszuſtellen.

uwiderhandlungen ſollen mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und mitSebbſraſe bis zu 3000 M. belegt werden. Straflos ſo llnur das An
preiſen oder Ankündigen an Aerzte oder Apotheker oder an ſolche Per
ſonen, die erlaubterweiſe mit ſolchen Gegenſtänden Handel treiben oder
in ärztlichen Fachzeitſchriften.

Die Verhandlungen drehten ſich im weſentlichen um den Schutz von
Schriften und Abhandlungen, die ſich mit den Geſchlechtskrankheiten
und ihrer Beſprechung beſchäftigen. In erſter Linie hatten die iel
demokratiſchen Mitglieder, mit ihnen aber auch der Abg. Faßbender
(Ztr.) und die Konſervativen erhebliche Bedenken dagegen, daß die
Strafvorſchriſt ſich auch auf die Kerbrejtung von Schriften und Dar-
ſtellungen erſtrecken ſoll. Ein Antrag der Sozialdemo-
kraten will aber freilaſſen die Beſprechungen und Behandlungen
von Verfahren und von Krankheiten oder Leiden der Geſchlechtsorgane.
Ein ſozialdemokratiſcher Antrag will außerdem einſchalten, daß die
ſtrafbare Ankündigung oder Anpreiſung zu Erwerbszwecken geſchehen
muß und will demnach nur das, was ſich auf Verbreitung von ften,
Abbildungen und Darſtellung bezieht, ſtreichen. Gegen dieſe Anträge
erheben die anweſenden Regierungsvertreter, ſowie der fortſchrittliche
Berichterſtatter Dr. Struve erhebliche Bedenken. Sie daß
wiſſenſchaftliche und allgemein verſtändliche Abhandlungen über Ge-
ſchlechtskrankheiten und ihre Verhütung nach wie vor ſtraffrei
bleiben würden, was von ſozialdemokratiſcher Seite bei der bekannten
Auslegungsneigung unſerer Gerichte lebhaft beſtritten wird.Shlienich gelangt der erſte Abſatz des 4 mit Ablehnu gaß
aller ſozialdemokratiſcher Anträge, aber unter Vorbehalt
einzelner Korrekturen mit 16 gegen 7 Stimmen zur Annahme, ebenſo
die beiden weiteren Abſätze; nur dem letzten Abſatz wird auf Antrag
Hitze und unter Zuſtimmung der ſozialdemokratiſchen Mitglieder hinzu
geſügt „wiſſenſchaftliche“ ärztliche Fachzeitſchriften.

Der Krieg zur See.
Berlin, 16. März. (Amtlich.) Auf dem nördlichen Kriegsſchau-

platz haben unſere U-Boote neuerdings 18 000 Br.-Reg.-To. feind
lichen Handelsſchiffsraumes verſenkt.

Der Chef des Admiralſtabes der Mar.ne.
Zu den für die feindliche Schiffahrt Rachteiligen Wirbungen des

u-Boot- Krieges zählt die Notwendigkeit, unter militäriſcher Be
deckung in Geleitzügen zu fahren, weil es unmöglich iſt, jedes
einzelne Schiff auf dem weiten Ozean gegen Angriffe Z3 ſchützen.
Der feindliche Seeverkehr ballt ſich jetzt in wenigen Trupps von
wechſelnder Stärke zuſammen, deren Reiſe naturgemäß häufig durch
Zwiſchenfälle aufgehalten, manchmal gänzlich 1 wird. Der
ohnehin knappe Schiffsraum wird deshalb nicht ſo ausgenutzt wie
im Frieden. Zu dieſem Schaden tritt die Schwerfälligkeit, die mit
der mlitäriſch-huregukratiſchen Verwaltung des gewaltigen, von
einer Zentrale aus geileten Transportapparates unvermeidlich
verknüpft iſt. Ueber die Verminderung der Transport-
leiſtung bringt das Mitglied des Nationgalen Arbeiterkriegsaus-
ſchuſſes Hyndman in der Juſtice vom 7. Februar ein neues
Zeugnis. Hyndman ſchätzt ſie guf volle 25 Prozent. Er ſchreibt, er
ſei mit der Durcharbeitung des umfangreichen ſtatiſtiſchen Stoffes
über dieſe Verluſte beſchäftigt und könne heute noch nicht überſehen,
welches Maß von Entbehrungen dem engliſchen Volke bevor
ftehe. Lord Rhondda hätte ihm aber zu verſtehen gegeben, daß
der Hungerſehr, ſehr ernſt ſein werde, ſicherlich ſchlimmer,
als die Oeffentlichkeit jetzt irgendwie ahne!“

Berlin, 17. März. (Amllich) Im mitlleren Millelmeer ver
ſenkten unſre Unterſeeboote ſechs Dampfer und einen Segler von zu
ſammen 25 000 Bruilo-Regiſter-Tonnen. Die Dampfer wurden teilweiſe
bei ſchwerem Wetter aus ſtark geſicherten Geleikzügen hergusgeſchoffen.
Unter den verſenkten Fahrzengen befanden ſich die engliſchen Dampfer
„Haltby“, 3977 Brullo-Regiſter-Tonnen, „Machaen“, 6738 Bruftto-
Regiſter-Tonnen, „Clan Macpherſon“, 4779 Brullo-Regiſter- Tonnen
und „Ayr“, 3050 Brutto Regiſter-Tonnen. Die waren an
ſcheinend alle beladen. Der Dampfer „Ayr“ s aumwolladung.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Die Hinrichtung Bolo Paſchas
verſchoben.

Genf, 165. März. Aus Parls wird gemeldekt, daß die t
Volo Paſchas ouf unbeſtimmte Zeit verſchoben worden iſt. n
hierzu bot der Umſtand, daß die Vorausſetzungen, die zu der
Verurteilung Bolo Paſchas führten, teilweiſe hinfällig geworden
ſind, weil tat'ächlich in der Depeſche des Staatsſekretärs v. ow an
den Botſchafter Bernſtorff in Waſhington der Name Volo Paſchas
nicht enthalten iſt. Die franzöft Regierung hat von ihrem
Waſhingtoner Butſchafter, Juſſerand, die Beſtätigung erhalten, daß ein
Jrrtum des amerikaniſchen Beamten vorliegt. Die weitere Ent-
wicklung der Bolo-Affäre iſt völlig unklar, da vom rechtlichen Stand-
punkt aus. ſein Anwalt nicht berechtigt iſt, das Wiederaufnahmeverfahren
anzuſtrengen.

Die Exploſion von Courneuve.
Bern, 17. März. Nach den vorliegenden Pariſer und Londoner

Zeitungen hat die Exploſionskataſtrophe in rneuve furcht
bare Verheerungen angerichtet. Einige Courneuve de-
nachbarte Stadtteile gleichen bombardierten Städten. Die Mehr
za der Fabriken im Umkreis von mehreren Kilometern iſt ſchwer
eſchädigt und mußte den Betrieb einſtellen. Jn allen riken

wurde eine große Anzahl von Arbeitern getötet und tau en de
rvon Perſonen verwundet. Jn ven nördlichen

Stadtvierteln wurden ebenfalls Verwüſtungen angerichtet. Jn
ganz Paris ſprangen Fenſterſcheiben. Auch in Verſailles
und Coulom miers ſind die Fenſter eingedrückt. D
der Nationalbibliothek in Paris iſt w.
mittag dauerten die Exploſionen noch fort.
Familien mußte aus den umliegenden
ſchafft und dort untergebracht werden.

Nach einer offiziöſen Pariſer Meldung enthielt die in
Courneuve in die Luft geflogene Munitionsniederlage eine
Million Granaten. e der Exploſion ſei auf
die unvorſichtige Handhabung einer Munitionskiſte durch einen
Artilleriſten zurückzuführen. ehrere Gebäude in einem Umkreis
von 500 Metern wurden zerſtört. Zahlreiche Perſonen wurden
getötet, etwa 1500 leicht verletzt. Der Sachſchaden iſt ziemlich groß.

Politiſche Aeberfſicht.
Deutſches Reich.

Die Friedensverträge vor, dem Reichstag.
Der BreſtLitowſker Friedensvertrag vom 3. März 1918 mit den

auf Deutſchland bezüglichen Anlagen iſt nunmehr dem R

e Kuppel

S Se rne große Anza
rtſchaften nach Paris ge

Druck zugegangen desgleichen der am ſelben Tag in LitaBreſt uhtereeichnele deutſch ruſſiſche Zuſatzertrag. Ferner der Frie

densvertrag und das Handels und Schiffahrtsabkommen zwiſchen
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Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauplquarlier, 17. März. 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgrappe Kronprinz Rupprechk.

In Flandern war von Mittag an die Arlillerieläſigkeil ge
ſteigeri. An der übrigen Front beſchränkle ſie ſich auf Slörungsfeuer.
Es leble am Abend vielfach auf.
Heeresgruppen Deutſcher 277 r Gallwiß.An der Ailetke ſüdlich von Berry au Bac ſowie in Ver
n mit einer erfolgreich durchgeführten Unkernehmung bei Tahure
W g erhöhle Gefechtskäfigkeit. Nach zehnſtündiger Feuervor-

itung ſtießen franzöſiſche Abieilungen weſtlich von Avocourk auf
breiler Front vor, Teils hielt unſer Feuer ſie uledex, ieils warf unfre
Infauferie ſie im Nahkampf zurück.

S Arlillerieka hielt ſich iagsäber und vielfach wäh
rend der Nacht auf dem Oſtufer der Maas an. Unſre Jnfankerie

en mehreren Steſlen zu Erkundungen vor. Kurheſſiſche und
waldeckiſche Skoßlrupps drangen bei Samogneux, badiſche Kom

ien bei Beaumont, ſächſiſche Slurmiruppen bei Bezonvaux
in die feindlichen Stellungen ein und brachten mehr als 200 Fran-

darnnier einen Bataillonsſtab, gefangen zurück.
Heeresgruppe Herzog Albrecht.

Jm Parroy- Walde ſowie in der Gegend von Blamoni
und Badonviller rege Täligkeit des Feindes.

Im Luflkampf und von der Erde aus wurden geſtern 17 feindliche

Flugzeuge und 2 Feſſelballons abgeſchoſſen.

Von den andern Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquarllermeiſter. Ludendorff.
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v m non ev bheher am Er e es

Wie Harvas aus Paris meldet, ſchreibt der Matin, daß in Norwegen
über die Adtretung eines Teiles des ruffiſchen Gebietes an den neuen
finnländiſchen Staat. wodurch dieſer bis zum Eismeer ausgedehnt und
Norwegen von Rußland getrennt wird, große Unruhe herrſcht. Dieſe
Grenzberichtigung ſei von Bedeutung für die Alliierten und für Nor-
wegen,

Verkehr mit land wirtſchaftlichen Erundſtücken.

Der Bundesrat hat eine Verordnung über den Verkehr mit land
wirtſchaftlichen Grundſtücken erlaſſen, die im Reichsgeſetzblatt von
15. März bekanntgegeben wird. Anlaß zu der Verordnung hat die Be
obachtung gegeben, daß mit der längeren Dauer des Krieges immer
mehr ländliche Beſitzungen in die Hand von Perſonen übergegangen ſind,
die dem land wirtſchaftlichen Gewerbe bisher fern geſtanden haben,
Durch S reich gewordene Leute erſtreben den Erwerb von
Landbeſitz, teils um ihre geſellſchaftliche Stellung zu heben, teils weil
ihnen dieſe Anlage von Kapital unter den heutigen Verhältniſſen be-
ſonders vorteilhaft erſcheint, teils auch um die n von Kriegs-

ewinn durch die Kriegsſteuer zu erſchweren. Die Folgen derartiger
erſchiebungen ſtehen im Widerſpruche mit den Zielen der Jnnen-

ſiedelung der Kriegsernährung und der Volkswirtſchaft. Es erwies ſich
daher als nötig, den Verkehr mit land und forſt wirtſchaftlichen Grund
ſtücken unter behördliche Aufſicht zu ſtellen.

Genehmigungspflichtig ſind fortan alle Rechtsgeſchäfte dinglicher und
ſchuldrechtlicher Art über Grundſtücke, die über 5 Hektar groß ſind.
Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn durch die Grundſtücks
übertragung die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung gefährdet wird, ſo
insbeſondere bei Uebertragung an Nichtlandwirte, bei unwirtſchaftlicher
Zerſchlagung, bei Aufſaugung bisher ſelbſtändiger Betriebe und bei
Ausbeutung der Notlage des Eigentümers. Zu dem gleichen Zwecke kann
die Veräußerung oder Entfernung von lebendem oder totem Inventar
unterſagt werden. Gegen die Verſagüng der Genehmigung iſt Be-
ſchwerde zuläſſig.

Mit Rückſicht auf die verſchiedene Lage der Verhältniſſe in den
einzelnen Bundesſtaaten ſind die Landeszentralbehörden befugt, ab
weichende Beſtimmungen über den Zeitpunkt des Jnkrafttretens, die
genehmigungspflichtige Grundſtücksgröße uſw. zu treffen.

R

Braunſchweiger Wahlreform.
Die Vorlage zur Wahlreform in Braunſchweig iſt jetzt dem

allgemeine und berufsſtändiſche Wahlen feſt und beſeitigt das Drei-
klaſſenwahlſhſtem. Der Landtag ſoll auch in Zukunft aus nur 48 Ab-
geordneten beſtehen. Davon ſollen 30 Abgeordnete aus allgemeinen,
gleichen, direkten und geheimen Wahlen und die übrigen 18 Abge-
ordneten aus Wahlen der Berufsſtände hervorgehen. Für die
Stadt Braunſchweig hält die Regierung die Verhält-
niswahl als den geeignetſten Wahlmodus. Bei den herufs-
ſtändiſchen Wahlen ſind in Ausſicht genommen für den Grundbkeſitz 5,
die Gewerbetreibenden 4, die Geiſtlichen der Landeskirche 1, die
wiſſenſchaftlichen Beruſsſtände 4 und für die öffentlichen Körper-
ſchaften (Landwirtſchafts-, Handels, Handwerks- und die noch zu
errichtende Arbeitskammer) je 1 Mandat. Das Mindeſtalter für
das aktive Wahlrecht iſt auf 25 Jahre und für das paſſive Wahl
recht auf 30 Jahre feſtgeſetzt worden. Jeder Wähler muß minde-
ſtens 3 Jahre die braunſchweigiſche Staatsangehörigkeit beſitzen, und
bei ſeiner Eintragung in die Wählerliſte mindeſtens ſeit einem
Jahre ununterbrochen im Herzogtum wohnen. Wählbar als Abge-
ordneter iſt jeder Wahlberechtigte, der das 30. Lebensjahr zurück
gelegt hat. Die aus den allgemeinen Wahlen hervorgehenden Ab-
geordneten müſſen in dem Wahlbezirke, der die Wahl vor
nimmt, ſeit mindeſtens einem Jahre ihren Wohnſitz haben. Das
re jedes Abgeordneten läuft unter normalen Verhältniſſen
4

Jm Verfahren gegen die Daimler-Werke
haben am Freitag die erſten Vernehmungen ſtattgefunden. Der
Unterſuchungsrichter vernahm zuerſt den Kommerzienrat Ernſt
Berge. Die Anklage wirft ihm verſuchten Betrug der Heeresver-
waltung und Kriegswucher vor. Der Betrugsverſuch wird darin
geſehen, daß Berge irreführende Mitteilungen über die Kalkukation
in das Kriegsminiſterium hat gelangen laſſen. Außerdem ſte!“
auch die Mitdirektoren unter Anklage.

Zur Stillegung der Betriebe.
Der Zuſchrift eines „führenden Jnduſtriellen“ in der

Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung, die ſich mit den Kriegs-
gewinnen der Jnduſtrie beſchäftigt, entnehmen wir die
folgende Zuſammenſtellung über die kriegsnotleidenden Jndu
ſtr e

Jn der Bauwollinduftrie ſind von 1700 Spinmnereien
und Webereien 70 ſogenannte Höchſtleiftungsbetriebe aufrechterhaltei
worden; in der Schuhinduſtrie hat eine Zuſammenlegung von
1400 Betrieben auf 300 ſtattgefunden in der Oelinduſtrie hat
man aus 720 Betrieben 15 Höchſtleiſtungsbetriebe gemacht; die
Seideninduſtrie hat ſich eine Reduzeirung ihrer Stuhlzahl
von 45 000 auf 2500 gefallen laſſen müſſen.

Jn dieſen Zahlen erhält man zum erſtenmal ein ziffern-
mäßiges Bild von dem großen Umfange der Stillegungen.

Die Nationalliberalen und der Alldeutſche Verband.
Jn den nationalliberalen Deutſchen Stimmen kommt der

Führer der nationalliberalen Reichstagsfraktion, Abgeordneter
Dr. Streſemann, nochmals auf das Verhältnis der National-
liberalen zum Alldeutſchen Verbande zu ſprechen. Er ſchreibt u. a.
Die Hintermänner der Deutſchen Zeitung wollen den Boden für
die konſervative Agitation bei den nächſten Wahlen
vorbereiten und gleichzeitig die nationalliberale Wählerſchaft gegen
ihre Führung aufhetzen. Es iſt nur folgerichtig, daß Mitglieder
der nationalliberalen Reichstagsfraktion, welche bisher noch dem
Alldeutſchen Verbande angehörten, angeſichts einer ſolchen Kampfes
weiſe ihren Austritt beſchloſſen haben, ſo wie es Baſſermann
bereits in den letzten Jahren ſeines Lebens getan hat, ſo wie es
vor kurzem auch der Staatsminiſter Dr. Friedberg tat.

Letzte Nachrichten.
Amfſfterdam, 16. März. Reuter meldet aus Paris: Bei einer Ex

ploſion in einem Munitionsmagazin in St Denis wurden 30 Per-
ſonen getötet.

Amſterdam, 17. März. Reuter meldet aus London: Der eng
liſche Konful in Moskau hat alle noch in Moskau befindlichen eng
liſchen Untertanen erſucht, ſich bereitzuhalten, ſofort die Stadt verlaſſen
zu können.

Sſoccholm, 17. März. Trotzki erhielt aus Moskau ein Telegramm
der Volkskommiſſare mit der Aufforderung, om 18. März vor dem
Sowſjetkongreß zu erſcheinen und über einige Punkte der Verhandlungen
in Breſt-Litowſ? Aufklärung zu geben. enin hat ſich gegen die
Anweſenheit Trotztis in Moskau ausgeſprochen.

Bern, 18. März. Die Neue Korreſpondenz meldet aus Waſhing-
t on Dem Botſchafter der Vereinigten Staaten in Rußland Sir Francis
gegenüber erklärte Trotzki: Eine Beſetzung Sibiriens durch die En
tentemächte ſei nicht nötig da er ſelbſt feſt entſchloſſen ſei, eine Armee
zu organiſieren, die, geſtützt auf die ruſſiſche Regierung, den Deutſchen
überall Widerſtand zu leiſten fähig ſei

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Marmelade. Von Dienstag ab auf Marke 148 des Waren

bezugsſcheins 14 jede Perſon Pfund.
Seeſiſche. Dienstag vormittag in den einſchlägigen Geſchäften

auf Abſchnitt 142 des enere 13 jede Perſon
etwa Pfund. Zugelaſſen ſämtliche Lebensmittelſcheine,
ſoweit ſie disher nicht beliefert worden ſind. Der Abſchnitt
142 verliert am Mittwoch ſeine Gültigkeit.

Puddingpulver. Diensta vormittags von 8-12 w Nr. 14001
bis 21000, nachmittags von 2--6 Uhr Nr. 21001--28 000
auf die Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede
Perſon ein Paket zum Preiſe von 40 Pfennig.

Landtage zugegangen. Der Entwurf hält an der Zweiteilung in



Kleines Feuilleton.

Her Abſtrom von Gold und Silber
aus Europa nach Amerika und Aſien.

Die-Müngen ſind vom Großvater des Königs Kröſus von
Lydien erfunden worden. Er ließ Stücke aus Gold und Silber her
ſtellen, die unter ſich gleiches Gewicht hatten, ſo daß man nicht mehr
nötig hatte, das Edelmetall dem Verkäufer jedesmal vorzuwiegen,
ſondern es ihm nur noch zuzuzählen brauchte, wie das noch heute

Das Altertum hat danach Gold und Silbermünzen aller
Art geprägt, ohne ſich viel darüber den Kopf zu zerbrechen. Die
Völkerwanderung brachte ſpäter die alte Kultur zum Verſchwinden
und verſchleppte auch faſt alles edle Metall, ſo daß es bald kaum
noch Münzen gab. Das Bedürfnis nach allgemein gültigen Münzen
ſtellte ſich wieder ein, als Karl der Große ſein Rieſenreich ſchuf.
Da Gold zu jener Zeit in größeren Mengen nicht zu haben war, ſo ließ
er Münzen aus dem im damaligen Europa nicht gar zu ſeltenen
Silber ſchlagen. Das Pfund (Libera) Silber wurde in 20 Stücke
zerſchlagen, die den Namen Solidus (Schilling) erhielten jeder
Solidus wurde weiter in 12 Teile zerlegt, die Denar (Pfennig,
Pence) hießen. Das iſt die noch heute in England angewandte
Geldeinterllung. Das engliſche Geldweſen bedient ſich alſo bis auf
die Gegenwart noch der Feftſetzungen eines deutſchen Kaiſers, der
vor mehr als 1000 Jahren regierte. Dies iſt damit zu erklären, daß
man, als das Geldweſen Englands im frühen Mittelalter im argen
lag, um dos Jahr 1190 aus Deutſchland Münzmeiſter kommen ließ,
um die in Deutſchland geltende Währung zu übertragen. Die
Grundlage des engliſchen Münzweſens bildete jedenfalls die Libera
Karls des Großen. Dieſe Libera Silber, die vom Oſten her ge
kommen war, hieß Eaſterling, worgus durch Abkürzung das heute
gebräuchliche Livre Sterling geworden iſt. Während aber das
Pfund Silber zur Zeit Karls des Großen etwa 180 M. war, gilt
jetzt das Pfund Sterling nur vund 20 M. Nach der Entdeckung
Amerikas, das viel Gold nach Europa lieferte, kam England neben
den Silbermünzen zu reichlicheren Goldmünzen. Bevor man aus
deiden Metallen Münzen ſchlagen und den „Bimetallismus“ ein-
führen konnte, mußte ſich ein feſtes Wertverhältnis zwiſchen Gold
und Silber ergeben haben. Dies ſtellte ſich für Jahrhunderte ſo,
daß ein Pfund Gold gleich 15,5 Pfund Sterling gerechnet wurde,
ließ ſich aber auf die Dauer nicht ganz ſtreng aufrecht erhalten,
wenn ſich auch die Münzprägungen danach richteten. Daraus folg-
ten Klagen über die Unſicherheit im Geldweſen, und im Jahr 1816
entſchloß ſich England, zur Goldwährung überzugehen, d. h. es
wurde beſtimmt, daß von dieſem Jahr an alle Zahlungen von
einem Pfund Sterlimg an in Gold zu zahlen wären. Damit wurde

Bekanntmachung.
Die am 1. April 1918 fälligen Zinſen der bei unſerer

Stadthauptkaſſe hinterlegten rtpapiere werden vom
21. März 1918 an in der Stadthauptkaſſe den Empfangs
berechtigten bar ausgezahlt.

Als Ausweis iſt die Hinterlegungsquittung vor-
zulegen.

Halle, den 15. März 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Auf Grund des S 6 Ziffer 1 der Verordnung des
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Letzte am Tatort

das Silbbergeld in England zum Hikfsgeld herabgedrückt
woch bei kleinen Zahlungen angenommen werden brauchte. Jm

gelangte die Goldwährung im Deutſchen Reiche zur
rchführung, und in raſcher Folge ſind alle Kulturländer zu ihr

übergegangen.
Prof. Laſſar-Cohn ſchildert nun in der chemiſch-techniſchen

Wochenſchrift die weitere Entwicklung der Wanderungen von Gold
und Silber während des Weltkriegs und ihre großen Gefahren für
die Zukunft. Auch in den Kolonien Englands gilt die Goldwährung,
abgeſehen von Jndien. Während aber den Weißen das Geld nur
Mittel zum Zweck iſt, iſt es bei der gelben Raſſe Selbſtzweck, d. h.
der Beſitz an Gold und Silber befriedigt ſie an und für ſich. Nament-
lich Jndien iſt geradezu von einer Theſaurierwut, zu deutſch:
Hamſterei, für Gold und Silber beſeſſen. Es häuft ſoviel Gold und
Silber zuſammen, wie es irgend bekommen kann. Hätte Engkand.
auch in Jndien Goldwährung eingeführt, ſo wären alle ld
münzen ohne weiteres in den Truhen dev Jndier verſchwunden oder
zu Schmuckſtücken verarbeitet worden. Da die Jnder kein Papier-
geld' nehmen, mußte man dieſem Volk von 20 Millionen Menſchen
genügend Silbermünzen zur Verfügung ſtellen; damit aber auch
dieſe nicht einfach zu Sehmuckſtüchen verarbeitet wurden, machte man
ſie ſtark unterwertig. Zu Beginn des Krieges kaufte nun Eng
land große Mengen Silber und prägte ſie zu Silbermüngen aus,
die als vollwertiger Erſatz für Goldgeld bei den Soldzahlungen
dienten. Der Silberpreis ſchnellte dadurch ſehr hinauf. Dazu
kam noch, daß wegen der hohen Preiſe aller Waren immer mehr
Silber zur Bezablung nach Jndien für dort gekaufte Waren
wanderte. Jn Oſtaſien wurden dann die Silbermünzen einge-
ſchmolzen, weil man in Form von Silberbarren mehr dafür bekam
als in Form von Münzen. Zuerſt ſoll ſich das Verſchwinden der
Münzen infolge des hohen Silberpreiſes auf den Philippinen
geltend gemacht haben, wo es plötzlich auch nicht eine Silbermünze
mehr gab. Von da griff es nach Jndien, Siam und China über, ſo
daß dort unglaubliche Zuſtände entſtanden. Weit ſchlimmer noch als
auf dem Silbermarkt ſind die Verhältniſſe auf dem Goldmarkt, ſo
haben z. B. im letzten Friedensjahre 1913 allein die indiſchen
Nabobs für 500 Millionen Mark Goſd gekauft. Dazu kommen noch
Siam, China uſw. Weil nun die Weltproduktion an Gold zuletzt
jährlich eiwa 1800 Millionen Mark betrug. iſt das ein geradezu er-
ſchreckend großer Teil des Goldes der Welt, den Aſien jährlich
hamſtert. Dazu kommt jetzt der Krieg und mit ihm die Auswande-
tung des Goldes aus Europa nach Amerika zur Bezahlung der
Kriegslieferungen jenes Landes an unſere Gegner. Die Japaner
wollen für ihre Lieferungen ebenfalls mit Gold bezahlt ſein. Da
nun England, Rußland und Frankreich ſeit längerer Zeit kein Gold,
ſondern nur noch Schuldſcheine hergaben, verkauften die Japaner
dieſe in Nordamerika für Gold, und es ſetzte allmählich ein un-
unterbrochener Goldſirom von San-Franzisko über den Stillen

das nur Ozean na

nach Oſtaſien wandern, denn niemals kam bisher Gold aus
Aſiatiſchen Ländern nach Europa zurück. Darin ſieht nun

LafſſarCohn geradezu ein Unglück für die weiße Raſſe.

Pariſer Hundeleben.

magerten Hund“:
„Ach, dieſe Zeiten 433 hart, mein Hündchen! As du zum erſtenmal

nicht dein Stückchen Zucker bekamſt, wie warſt du da aufgebracht über
meine Vergeßlichkeit. Ach, ich kann dir verſichern, es war nicht Ver

Wenn der Krämer an der Ecke nur mit ſich reden ließe
ber wenn ich keinen Zucker bekomme, kann ich da mit dir teilen?

Ich kann es dir nachfühlen: es iſt traurig, auf ſeine alten Tage
ſich an Entbehrungen gewöhnen zu müſſen. Du verſtehſt nichts davon,
warum dieſe Welt auf einmal eine andre geworden iſt. Kannſt dir nicht
erklären, weshalb dich Herrchen neulich mitten aus dem Schlafe riß und
dich in den Keller trug. Zerbrichßdir nicht den Kopf. Die Welt iſt
wunderlich geworden. Friß und ſchlaf. Es iſt das ein wunderbares
Beruhigungsmittel, das den armen zweibeinigen Erdenbewohnern heute
nicht immer zur Verfügung ſteht.

Dich kränkt die Mißgunſt der Leute. die dir nicht dein Futter
önnen. Fürchte nichts Mach dir nichts daraus, daß uns die Portier-ſag nachgerufen hat: „Nun wird er ſeinen dreckigen Köter auch er

ſäufen müſſen, jetzt iſt kein Brot da für ſolche Bieſter!“. Nein,
gräme dich nicht. Ich bringe niemand um einen Happen Brot. Man
kann v nicht hindern, dir zuliebe Hunger zu leiden, wenn es denn eben
ſein muß.

Dich niederknallen? Als ob dein Tod den Sieg beſchleunigen
könnte! Ach, die Leute, die ſo leichtherzig ſich von einem treuen Hunde
trennen, das ſind dieſelben, die auch leichten Herzens das große Blut-
vergießen ertragen, dieſelben, die die anonymen Anzeigen erſtatten, daß
ich dich mit Weißbrot füttere, dieſelben, die ſeit vier Jahren jeden mit
unverſöhnlichem Haß verfolgen, der noch nicht in dieſem Kriege zugrunde
gegangen iſt.

Aber glaube nicht, daß alle Menſchen ſo blutgierig und unbarm-
herzig ſind. Es gibt auch welche, die ein hartes Handwerk all dieſe Zeit
über getrieben haben und doch nicht verhärtet wurden. Wenn die
zurückkommen, mein Freund, dann wirſt du wieder ſpüren, daß man dich
mit guten Augen anſehen wird; denn wer die Schmerzen des Lebens
und die Einſamkeit kennt, der weiß, welcher Troſt einem ein Freund
ſein kann, und wäre es auch nur ein „dreckiger Köter“.“
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Leipziger Straße 88
Fernruf 1224.

Der
Lustspiel in 3 Akten.

Vorführung: 410, G
Schauspiel in 4 Akten.

[1005

Davon Arnold Rieeck in:
Der unwiderstehliche Iheodor

Moderne

Frühjahrs- Kleidung
in der bekannt großen Auswahl u. guter Paßform

Sport- Paletots loss
ein- und zweireihig, covercoat, modefarbig
und Ulsterstoffen M. 65. 82. 108.

und höher.

810z Vorführung: 510, 7i0, 99Bundesrats über die l h ä S 4 Vund Verſorgungsregelung vom 25. September 4. Novem- eqinnR S S. 607 und 728) wird folgendes an- 9ber 1915
geordnet:

Alle Unternehmer oder Leiter von Betrieben in
Halle, in denen Milch erzeugt wird, ferner alle Per-
ſonen, welche Milch im Handel oder gemeinnützig ab
geben, werden hiermit aufgefordert, binnen drei Tagen
anzugeben, wieviel Milch ſie an den einzelnen Tagen
vom 11.--17. März 1918 an Verbraucher abgegeben haben,
ferner wieviel Milch ſie an dieſen Tagen bezogen haben
und von wem.

Für die Anmeldungen werden im Stadternährungs-
amt (Marktplatz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.

S 2.
Die Milchabgeber in Halle haben zugleich mit den

Anmeldungen gemäß S 12 der Verordnung des Magi-
ſtrats vom 30. Januar 1918 anzugeben, wieviele Kunden
bei ihnen angemeldet ſind, wie groß die Milchmenge iſt,
welche an die Kunden abgeliefert werden ſoll, und welche
Mengen tatſächlich an die Kunden geliefert worden ſind.

8 3.
Wer dieſe Anmeldungen unterläßt, wiſſentlich un

richtige oder unvollſtändige Angaben macht, wird gemäß
8 17 der oben genannten Verordnung des Bundesrats

Alte Promenade li a.
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Heute zum letzten Male:
Das Rät el von Bangalor.
Ein indischer Liebesroman in 5 Abteilungen.

Ab morgen nur 3 Tage:
Die Lieblingsfrau desMaharadseha

Ein indischer Liebesroman in 4 Akten
mit Gunnar Toſlnaes.

Wetten, daß !7
Ein heiteres Filmspiel mit Versen in 2 Akten. [1004

Herren- u. Jünglings- Anzüge
aus guten haltbaren Stoffen, mit und ohne
Rückengurt, in den apartesten Farben.

M. 84. 96. 115. und höher.

Knaben Anzüge
Sportformen, Kieler undKittel- Anzüge in reichhaltiger Auswahl.

Großes Lager in allen Arten

Berufs- Kleidung
Herren Artikel. Militär-Effekten.

S.Weiss, am Markt

mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis
1500 Mark beſtraft.

Halle, den 18. März 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Wichtig für Seifenhändler!

Der Ueberwachungsaus chuß der Seifeninduſtrie wird
mit Genehmigung des Reichskanzlers einmalig eine zu-
Kplice Menge von 50 g K. A. Seife für die Perſon zur
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erteilung bringen. Die Verbraucher ſollen durch dieſe
e für den Ausfall der auf 125 ß herabgeſetzten

eifenpulvermenge entſchädigt werden, da infolge des P
Sodamangels an eine Heraufſetzung der Seifenpulver-menge vorläufig nicht zu denken iſt. Die Abgabe ſoll I

gegen Vorlage des Mittelſtücks der gültigen Seifenkarte
Jſern r auf dieſes durch Stempel oder hand-

er
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Handschuhe
grohe Auswahl

e

2 x X

e W Dauernòö Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Erwägungen und i zur Kriſe
in der deutſchen Sozialdemokratie.

Von R. Dreſcher.
c Preis 20 Pfennig

Zu beziehen durch die

e
G

S

R

Gegr. 1853 F. C. Siebert Feraruf 2363.
Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche

ereer W
ae 77r e ne n e

12 e z e Bodhanclunn voltcsfimnmne, Halle Br. Ulrichstr. 27.

beiter donnert anf die Vohhösinnel
a

r

ſchriftli Vermerk geſetzt wird: „50 g Feinſeife April
1918“. Die zuſätzliche Menge K. A. Seife kann der Händ-
ler durch die bisherigen Bezugsquellen beziehen wozu
die Einreichung der Empfangsbeſtätigungen ausnahms-
weiſe nicht nötig iſt.

Halle, den 16. März 1918.

3 Könige
22 glänzende Programm.
Hoſe „Die heiratsluſtige Erbtante.“

onntag: der beliebte Frühſchoppen

„Schmelzers Höhe“
Elehendorffsetr. 19

Anusſchank des beliebte ckerbräu, Müund Pilſener der

Familienverkehr Treffpunkt für Skater.
Werte Freunde und Gäſte erilie ger ſt ein

Der Magiſtrat.

Varietee
Kl. Klausſtr. 7

jenes Gebietes, das die furchtbarſten Kämpfe im

heftige Fehden, die vor allem um die Freiheit der

den Bildern, in tragiſchen perſönli

„Jn Freien Stunden“.

Außer dieſem Hauptroman gelangt zum Abdruck

„Das Mädchen vom Moorhof“.

größe gibt. Weitere Erzählungen ſchließen ſich an.D
dichte, Anekdoten, Rätſel, Scherze. Ratſchläge für Haus u

„Jn Freien Stunden“ erſcheint in wöchentlichen Zeften zu 15 Pf. Beſtellungen nimmt die Zeitungs
trägerin, die Buchhandlung der Vorksſtimme oder der Verlag Buchhandlung Vorwärts entgeges

Die Kerle von Flandern.
Ein geſchichtlicher Roman von Hendrik Conscience.

Der Roman führt den Leſer zurück in die J
ege der

Gegenwart ſieht. Es ſcheint das Schickſal dieſes Bodens, wieder
und wieder mit Menſchenblut getränkt zu werden. Zahlreiche

gingen, ſind hier ausgetragen worden, und von einem dieſer
Kämpfe, die das trotzige Geſchtecht der „Kerle“ gegen ſeine Be
drücker führte, handelt der Roman. Unter der Hand des Ver
faſſers wird die Vergangenheit lebendig in ſpannenden, glühen

h offenbart ſichuns das Schickſal des Landes und, in der Schilderung einer un
gewöhnlichen Liebe, auch das weibliche Element, der freiheitsſtolzen
Kerlinnen“, die lieber ſterben als ſich dem Gegner verkaufen.
Er erſcheint in der reichilluſtrierten Wochenſchrift der Arbeiter:

Verlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW. 68., Lindenſtr.

Marie Franzos überſetzte Erzählung von Selma Lagerlöf

Es iſt die Geſchichte eines armen, verachteten Mädchens daszu ihrem eigenen Nachteil den Vater ihres Kindes vor eirem
Meineid rettet und auch in der Folge Beweiſe ſeltener Seelen

Jedes Heft enthält ferner Auffätze mit Abbildungen aus denverſhiedenſten Gebieten der Unterhaltung und des Wiſſens, Ge

Klt-Nheate
Dienstag, 19. März 1918

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,30 Uhr

konig für einen Tag.
per von Adam.

Mittwoch: Meine Frau, die
Hofſchauſpielerin.

Donnerstag: Die Zauber
flöte.
reitag: David.
onnabend: Alt Heidelberg.

kamen

Alte, abgeſpielte auch

(Heft 1 uff.)

eine von

1„Jn Freien Stunden“

ka 4 enkauf

I Gustav Vhlig
Uhren u. Muſikwerke,
untere Leipziger Str.

Sonntag geöffnet von „30 bis9,30 üge W u mine
von 11,30 bis Uhr.

che uſw.

ne Ja ar. wenn nun aurh die A von Gold
nach Japan von Wilſon verboten wurde, ſo bleiben die Forde
rungen der Japaner beſtehen, und eines Tages müſſen ſie lt
werden. Dann werden neue Mengen Goldes auf Nimmerwieder

Aus dem Pariſer HOeuvre kommt dieſe „Elegie an einen abge-

L
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